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Ambulante Dienste

Von Rechtsanwalt Dr. Lutz H. 
Michel

Auf der einen Seite wird der Leit-
satz „ambulant vor stationär“ 
propagiert, in dessen Folge die 
Landschaft „neuer Wohnfor-
men“ immer bunter wird und 
werden soll, und auf der anderen 
Seite beobachtet man nach wie 
vor bei den Heimaufsichten wie 
aber auch den Gerichten ein fast 
zwanghaftes Klammern am tra-
dierten Modell der „heimmäßi-
gen Unterbringung“.

Hürtgenwald. An den jüngsten 
Entscheidungen sowohl des Nie-
dersächsischen Oberverwaltungs-
gerichts vom (Az.: 4 LA 306/08) 
zum Thema der Abgrenzung von 
Betreutem Wohnen zu stationären 
Einrichtungen wie auch den Be-
schlüssen des Verwaltungsgerichts 
(VG) Kassel (Az.: 5 L 372/11.KS 
und A 4 L 335/11.KS)  wird deut-
lich, welches die maßgebliche 
Gesichtspunkte für die Einord-
nung von Wohnmodellen für be-
treuungsbedürftige Senioren sind. 
Entscheidend ist, ob dem Wohn-
modell ein Einrichtungscharak-
ter inne wohnt, wie die objektive 
Zwecksetzung dieser Einrichtung 
ist und ob das Gesamtbild das einer 
„Vollversorgung mit Versorgungs-
garantie“ ist, und inwieweit  ein 
selbstbestimmtes Leben und Selb-
storganisation der Gemeinschaft 
gegeben ist. Irrelevant ist nach al-
len drei Entscheidungen, wie das 
Leistungsverhältnis im Bereich des 
Wohnens auf der einen Seite und 
das Leistungsverhältnis im Bereich 
der Betreuung und Pflege auf der 
anderen Seite rechtlich organisiert 
ist. „Wenn sich die tatsächlichen 
Verhältnisse gleichwohl wie in ei-
nem Heim darstellen“, so wörtlich 

das VG Kassel, ist die rechtliche 
Gestaltung irrelevant. Gleichfalls 
ist irrelevant der subjektive „Be-
treiberzweck“, nämlich, was der 
Vermieter oder der ambulante 
Pflegedienst tatsächlich gestalten 
wollten.

Problematisch in den Beschlüs-
sen ist, wie das Gericht zu der An-
nahme gelangt, dass die „objektive 
Einrichtungszwecksetzung“ die-
jenige eines Heims sei. Insbeson-
dere die These, dass auf den Ein-
richtungscharakter eines Heims 
bereits daraus geschlossen werden 
könne, dass die monatlichen Ge-
samtaufwendungen der Senioren 
etwa das Dreifache der Miete aus-
machen, geht fehl. Diese Relati-
on ist bei der Inanspruchnahme 
von ambulanten Pflegeleistungen 
abhängig von der Pflege- und Be-
treuungsbedürftigkeit stets gege-
ben. Genauso geht das Argument 
fehl, dass die juristisch vorgese-
hene Wahlfreiheit schon deswe-
gen nicht bestehen könne, da alle 
Senioren pflegebedürftig sind und 
eines Pflegedienstes bedürfen. Aus 
einem objektiv gegebenen Bedarf 
auf eine subjektive Einschränkung 
der Wahlmöglichkeit zu schließen, 
verkennt, dass der tatsächliche 
Ausschluss einer Wahlmöglich-
keit schon denknotwendig zwei 
alternative Elemente voraussetzt: 
Eine Entscheidungssituation, die 
faktisch alternativlos ist, weil z. B. 
obligatorisch Wohnen und Pflege 
rechtlich gekoppelt sind, oder eine 
Situation struktureller Abhängig-
keit, die, wenn keine obligatorische 
Koppelung gegeben ist, darauf 
beruht, dass zumindest faktisch 
der Vermieter oder der ambulante 
Pflegedienstleister (in der Realität 
faktisch nur der Vermieter) sich in 
der Position befindet, eine ander-

weitige Entscheidung zu Gunsten 
eines dritten Pflegedienstes un-
möglich zu machen. Unabhängig 
davon ist hier auch zu differen-
zieren zwischen Art und Umfang 
sowie Qualität der Leistungen des 
ambulanten Pflegedienstes.

Genauso ist das Abheben auf 
die räumliche Ausgestaltung ohne 
Weiteres ungeeignet, daraus etwas 
für einen „Einrichtungscharakter“ 
herzuleiten. Das Gericht wirft hier 
wohl einiges durcheinander: aus 
der Tatsache, dass die Mahlzeiten 
in einer Gemeinschaftsküche zube-
reitet werden, schließt es, dass die 
tatsächliche, die realistische Mög-
lichkeit, andere Betreuungs- und 
Pflegedienste mit einer individuel-
len „Rund um die Uhr-Einzelpfle-
ge“ zu beauftragen, nicht besteht. 
Hauswirtschaftliche Dienstleistun-
gen und individuelle Pflegeleistun-
gen sind Zweierlei: Pflegerische 
Dienstleistungen finden nicht in 
der Küche statt, sondern im Wohn-
umfeld der zu Pflegenden.

Ebenso problematisch ist die 
Schlussfolgerung des VG Kassel, 
dass aus einer erheblichen Pfle-
gebedürftigkeit die Unmöglich-
keit folge, eigenverantwortlich, 
selbstständig und unabhängig 
über die wesentlichen Fragen des 
Zusammenlebens in einer Wohn-
gemeinschaft zu entscheiden, 
mit der Konsequenz, dass es für 
das Gericht keine „Pflegewohn-
gemeinschaften“ gibt bzw. geben 
dürfte. Dieser generalisierende 
Obersatz verkennt, dass Pflege-
situationen höchst differenziert 
sein können und auch sind. Mag 
es im zu entschiedenen Fall so 
gewesen sein, dass in der Tat eine 
gewisse Anzahl von Senioren 
nicht ansprechbar waren, so stellt 
sich dennoch die Frage, ob deren 

Selbstbestimmungsrecht nicht 
durch Angehörige und/oder Be-
treuer wahrgenommen wurde und 
wahrgenommen werden kann. Es 
ist nämlich nicht entscheidend, 
ob der einzelne Pflegebedürftige 
in der Lage ist, selbst über alles, 
was organisatorische Dinge an-
belangt, zu entscheiden, sondern 
ob eine Person seines Vertrauens 
oder gar ein gesetzlicher Vertre-
ter in Gestalt eines Betreuers in 
Abstimmung mit ihm und/oder 
Angehörigen derartige Selbst-
gestaltungsrechte für ihn wahr-
nimmt. Hierzu findet sich in den 
Beschlüssen keine Aussage. Inso-
fern gilt, dass eben vieles grau und 
nicht alles schwarz oder weiß ist. 

Vor diesem Hintergrund sei 
Folgendes unterstrichen: struk-
turell ist bei allen Formen des 
Servicewohnens zwischen drei 
Leistungskomponenten bei den 
betreuerischen und pflegerischen 
Leistung zu differenzieren:

1. Hauswirtschaftliche Dienst-
leistungen und ähnliche Dienst-
leistungen die gemeinhin als 
allgemeine Unterstützungsleis-
tungen im Sinne des WBVG ein-
zuordnen sind,

2. erweiterte hauswirtschaft-
liche Unterstützungsleistungen, 
die ohne Weiteres von den in ei-
nem Servicewohnen lebenden 
Menschen gepoolt werden kön-
nen und sinnvoller Weise auch 
gepoolt werden, da sie letztlich 
auch Kosten- und Effizienzvortei-
le bringen und 

3. die eigentlichen pflegeri-
schen Dienstleistungen, die nur 
aufgrund individueller, von den 
anderen Mitbewohnern unabhän-
giger Entscheidung des jeweili-
gen Pflegebedürftigen beauftragt 
werden dürfen und wobei auch 

strukturell sichergestellt werden 
muss, dass diese pflegerische 
Leistungen auch nur von dem er-
bracht werden, für den sich der 
Betreffende frei und selbstständig 
entschieden hat. 

Sprich: auch im „klassischen“ 
Betreuten Wohnen ist es möglich, 
dass sich die dort lebenden Mieter 
zusammenfinden, um aufgrund 
eigener Entscheidung bestimmte 
Dienstleistungen, die über allge-
meine Unterstützungsleistungen 
hinausgehen, von einem Anbie-
ter zu beziehen. Entscheidend 
ist, dass diese Auswahlentschei-
dung sowohl in Hinblick auf den 
Leistungsumfang wie aber auch 
in Hinblick auf den Leistungser-
bringer ihrer freien Entscheidung 
obliegt.

Den Anbietern von „Service-
wohnen“ in der Gestalt neuer 
Wohnformen kann im Licht der 
diskutierten Entscheidungen nur 
dringend geraten werden, im Inte-
resse der Senioren, ihrer Angehö-
rigen und Betreuer, die „heimfer-
ne“ Wohn- und Lebenskonzepte 
realisiert sehen wollen, mit der 
Selbstbestimmung und der Ent-
scheidungsfreiheit Ernst zu ma-
chen, statt „Klein- und Kleinsthei-
me“ ganz anderen Charakters zu 
akzeptieren, die strukturell unter 
dem terminologischen Deckman-
tel einer „neuen Wohnform“ nur 
das darstellen, was traditionelle 
stationäre Altenhilfe immer schon 
war. //
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Zwischenruf zu den aktuellen Gerichtsbeschlüssen zum Heimcharakter ambulanter Wohngemeinschaften

Heim oder nicht? Neues zur alten Gretchenfrage


